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Vorgangsmappe für die Drucksache 19/7627

"Asylstopp im Unterallgäu - Verzicht auf neue Asylunterkünfte und Auflösung bestehender

Mietverträge!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/7627 vom 21.07.2025

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/8627 des VF vom 09.10.2025



 

19. Wahlperiode 21.07.2025  Drucksache 19/7627 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold, Martin Böhm, Christoph Maier und 
Fraktion (AfD) 

Asylstopp im Unterallgäu – Verzicht auf neue Asylunterkünfte und Auflösung  
bestehender Mietverträge! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Regierung von Schwaben anzuweisen, im 
Landkreis Unterallgäu keine weiteren Asylunterkünfte anzumieten und bestehende Not-
unterkünfte, insbesondere in Mindelheim und Bad Wörishofen, zeitnah zu kündigen. 

Die Staatsregierung wird weiterhin aufgefordert, eine sofortige Überprüfung aller beste-
henden Mietverträge von Asylunterkünften hinsichtlich folgender Punkte durchzuführen: 

1. Prüfung und Auflösung bestehender Mietverträge für ungenutzte Asylunterkünfte 

2. Ausschöpfung vorhandener Kapazitäten, bevor neue Objekte angemietet werden 

3. kompletter Verzicht auf neue Unterkünfte in Babenhausen, Egg an der Günz und 
an weiteren Orten 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag bis zum 1. Dezember 2025 über 
die Umsetzung zu berichten. 

 

 

Begründung: 

Die derzeitigen Asylzahlen im Freistaat rechtfertigen keine zusätzlichen Unterkünfte im 
Unterallgäu. In Mindelheim und Bad Wörishofen bestehen Notunterkünfte mit über 
900 Plätzen, welche nur zur Hälfte belegt sind. 

Die Asylzuwanderung ist seit 2024 deutlich zurückgegangen, wodurch ein Aufbau neuer 
Kapazitäten obsolet ist. Freie Plätze in bestehenden Unterkünften müssen vorrangig 
genutzt werden, um den Staatshaushalt zu schonen. Fehlbelegungen durch Asylbewer-
ber, die keine Unterkunft finden, belasten die Kapazitäten zusätzlich. Die Kündigung 
ungenutzter Mietverträge und die Abstimmung mit der bayernweiten Datenbank sind 
notwendig, um eine bedarfsgerechte Planung zu gewährleisten. Eine Fortführung der 
Anmietung, etwa in Babenhausen oder Egg, widerspricht der aktuellen Bedarfslage und 
den Interessen der Steuerzahler. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Dieter Arnold, Martin Böhm u.a. und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/7627 

Asylstopp im Unterallgäu - Verzicht auf neue Asylunterkünfte und Auflösung be-
stehender Mietverträge! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Alexander Hold 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 32. Sitzung am 9. Ok-
tober 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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